PAGE  
3
Vorschläge der GdP zur Änderung

Vorschläge der GdP zur Änderung der

	Wahlordnung

zum Landespersonalvertretungsgesetz

Sachsen-Anhalt

(WO PersVG LSA)

	Vom 19. Februar 1993 (GVBl. LSA S. 98) nach dem Vierten Rechtsbereinigungsgesetz vom 19. 3. 2002



	Wahl des Personalrats

	

	Abschnitt 1

	Gemeinsame Vorschriften über Vorbereitung und Durchführung der Wahl

	

	§ 1 

	Wahlvorstand; Wahlhelfer

	

	(6) Der Wahlvorstand bestimmt den Ort, den Tag (Wahltag) und die Zeit der Wahl. Er hat dabei auf die Belange der Dienststelle und der Beschäftigten Rücksicht zu nehmen. Die Wahl soll nicht länger als drei
 Tage dauern.

	

	§ 2

	Feststellung der Beschäftigtenzahl; Wählerverzeichnis

	(2) Der Wahlvorstand stellt ein Verzeichnis der wahlberechtigten Beschäftigten (Wählerverzeichnis), getrennt nach den Gruppen der Beamten und der Arbeitnehmern
 auf. In das Wählerverzeichnis sind nur aufzunehmen:

	1. Name, 

	2. Vorname,

	3. Organisationseinheit.


	

	§ 5

	Ermittlung der Zahl der zu wählenden Personalratsmitglieder;

	Verteilung der Sitze auf die Gruppen

	

	(2) Die Zahl der der Dienststelle angehörenden Beamten und Arbeitnehmern (§ 2 Abs. 1) werden nebeneinandergestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 und so weiter geteilt. Auf die jeweils höchste Teilzahl (Höchstzahl) wird solange ein Sitz zugeteilt, bis alle Personalratssitze (§§ 16 und 17 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes) verteilt sind. Jede Gruppe erhält soviel Sitze, wie Höchstzahlen auf sie entfallen. Ist bei gleichen Höchstzahlen nur noch ein Sitz oder sind bei drei gleichen Höchstzahlen nur noch zwei Sitze zu verteilen, so entscheidet das Los.

	

	§ 6

	Wahlausschreiben

	

	(2) Das Wahlausschreiben muss enthalten

	1. Ort und Tag seiner Bekanntgabe,

	2. die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Personalrats, getrennt nach Beamten und Arbeitnehmern,

	3. Angaben darüber, ob die Beamten und Arbeitnehmern ihre Vertreter in getrennten Wahlgängen wählen (Gruppenwahl) oder vor Bekanntgabe des Wahlausschreibens gemeinsame Wahl beschlossen worden ist,

	

	§ 15

	Ausübung des Wahlrechts; Stimmzettel; ungültige Stimmabgabe

	

	(2) Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimmzettels ausgeübt
. Bei Gruppenwahl müssen die Stimmzettel für jede Gruppe, bei gemeinsamer Wahl alle Stimmzettel dieselbe Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung haben. Dasselbe gilt für die Wahlumschläge. § 1 Abs. 5 gilt entsprechend.

	

	(3) Ist nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wählen (§ 25 Abs. 1), so kann die Stimme nur für den gesamten Wahlvorschlag (Vorschlagsliste) abgegeben werden. Ist nach den Grundsätzen der Personenwahl zu wählen (§ 28 Abs. 1, § 30 Abs. 1), so wird die Stimme für die zu wählenden einzelnen Bewerber abgegeben.

	

	(4) Ungültig sind Stimmzettel,

	1. die nicht den Erfordernissen des Absatzes 2 Satz 2 entsprechen,

	2. aus denen sich der Wille des Wählers nicht zweifelsfrei ergibt,

	3. in denen mehr Bewerber angekreuzt sind, als für die betreffende Gruppe Vertreter (§ 28 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1) oder Personalratsmitglieder (§ 28 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2) zu wählen sind,

	4. die ein besonderes Merkmal, einen Zusatz oder einen Vorbehalt enthalten.

	

	(5) Mehrere in einem Wahlumschlag für eine Wahl enthaltene Stimmzettel, die gleich lauten, werden als eine Stimme gezählt.

	

	(5) Hat der Wähler einen Stimmzettel verschrieben, diesen versehentlich unbrauchbar gemacht, so ist ihm auf Verlangen gegen Rückgabe der unbrauchbaren Wahlunterlagen ein neuer Stimmzettel auszuhändigen. Der Wahlvorstand hat die zurückgegebenen Unterlagen unverzüglich in Gegenwart des Wählers zu vernichten.

	

	§ 36

	Wahlausschreiben

	

	(3)
Das Wahlausschreiben muß enthalten

	3.
Angaben darüber, ob die Beamten und Arbeitnehmern ihre Vertreter in getrennten Wahlgängen wählen (Gruppenwahl) oder vor Bekanntgabe des Wahlausschreibens gemeinsame Wahl beschlossen worden ist,


	

	§ 39

	Stimmabgabe; Stimmzettel

	

	Findet die Wahl des Bezirkspersonalrats zugleich mit der Wahl der Personalräte statt, so kann für die Stimmabgabe zu beiden Wahlen gleichzeitig erfolgen. Für die Wahl des Bezirkspersonalrats sind Stimmzettel von anderer Farbe als für die Wahl des Personalrats zu verwenden.

	


� Drei Tage sind für Dienststellen, in denen Schichtarbeit und Rund-um-die-Uhr Dienst geleistet wird gerade ausreichend, um den Beschäftigten, das Wahlrecht zu ermöglichen.


� Mit der Einführung des TVöD ist eine gemeinsame Gruppe der Arbeiter und Angestellten zu bilden.


� Die Verwendung von Briefumschlägen für die Stimmabgabe ist äußerst hinderlich und würde schon im Landtagswahlgesetz und im Bundestagswahlgesetz abgeschafft.





